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ZUSAMMENFASSUNG

Bauabfälle werden in der gegenwärtigen Diskussion weitgehend nur als Baustellenabfälle gesehen. Für die fernere Zukunft jedoch stellt die Bausubstanz selbst ein Abfallpotential dar, das zur Bauabfallentsorgung ansteht, sobald Bauwerke zur Sanierung, zur Renovierung, zur Erweiterung, zur Umnutzung oder Umwandlung, zur Neugestaltung oder zum Rückbau kommen. Langfristig gesehen sind die Anforderungen an eine ökologische Kreislaufwirtschaft aus der Sicht der Bauabfallentsorgung daher identisch mit den Anforderungen einer nachhaltigen Abfallvermeidung im Bauwesen. 

Um diesem Ziel näher zu kommen, ist zunächst eine klare Abgrenzung der Bergriffe erforderlich. Durch das Denken in Stoffströmen wird das  Verständnis langfristig wirksamer Mechanismen der Abfallentstehung erleichtert. Nicht ohne Bedeutung auf dem Weg zu diesem Ziel ist die Beachtung europäischer und auch internationaler Rahmenbildung in den Bereichen von Normung und Rechtsfindung im Umweltbereich.

RÉSUMÉ

Les déchets de construction sont représentés dans la discussion publique actuelle essentiellement par les déchets de chantier. Pourtant, quant au futur plus lointain, c’est l’ensemble des édifices même, qui représente un énorme potentiel de débris et de déchets. Ce potentiel se réalise aussitôt que les édifices sont renouvelés, aggrandis, utilisés différemment, changés, remodelés, refaits ou dé-construits. A long terme, une économie écologique de recyclage exige des mesures identiques à celles nécessaires pour éviter les déchets dans le domaine de la construction.

Pour approcher ce but, tout d’abord il faut travailler sur des définitions claires et précises.  La compréhension des méchanismes aboutissants dans l’apparition des déchets est favorisée par le réfléchissement sur le flux des matériaux. Pour poursuivre ce but, il est important aussi de regarder le travail des instituts européens et même internationaux quant à la normalisation et au developpement de la législation dans le domaine de l’environnement.

ABSTRACT

The present public discussion focusses on building-wastes mainly in the restricted sense of  construction-chippings and waste-products of buildings under construction. Construction materials and the buildings themselves however represent an important waste-potential, which is realized and ready for cart off as soon as repair, rehabilitation- or renovation-measures,

extensions, conversions, changes in use, remodeling, dismanteling or demolition measures are undertaken. That’s why on the long term the items of an ecologically oriented (recycling-) economy are identical to those of long range waste-minimization in the broad field of construction industry.

To get a bit closer to this goal, first of all, clear definitions are necessary. Thinking in materialflows facilitates the understanding of long range mechanisms of waste-origination.

Further it is important to take regard of the european and even of the  international frame, particularly of the european outline conditions in standardization and of the tools for the environmental assessment of standards developed in the European Union as well as of the finding and development of jurisdiction.
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1. 
Begriffliche Klärungen:

1.1
Herkunft des Wortes "Ökologie"

"ÖKOLOGIE"  wurde von Ernst Haeckel 1866 in seinem Buch "Generelle Morphologie der Organismen" [
] als Wissenschaft von den Beziehungen eines Organismus zu der ihn umgebenden Außenwelt definiert. 

Er unterscheidet:
Autoökologie als Lehre von der Wechselbeziehung zwischen einem einzelnen Organismus und seiner Umwelt, 

Populationsökologie als Lehre von den Wechselbeziehungen zwischen einem Kollektiv, einer Population von Organismen und ihrer Umwelt und 

Synökologie als Lehre von der Wechselbeziehung zwischen ganzen Lebensgemeinschaften und ihrer Umwelt.
Wir wollen hier darauf verzichten, den Begriff  "Ökologisch Bauen" zu definieren, weil es keinen oder nur sehr wenige Bereiche des Bauwesens gibt, die keine ökologische Bedeutung hätten. Aber das Begriffsfeld des ökologischen Bauens läßt sich folgenden fünf Punkten zuordnen: 

1.1.1 Ökologisches Bauen und der Zweck des Bauwerks

Das Bauen kann seine ökologische Orientierung durch den Zweck erhalten, den es erfüllen soll. 

· Ein Bauwerk kann für religiöse Zwecke oder für Zwecke der Regierung oder staatlicher Verwaltung erstellt werden. Wäre dann zum Beispiel der Bau eines Umweltministeriums „Ökologisch orientiert“, weil es Belange unseres Zusammenlebens mit anderem  Leben auch thematisiert ? 

· Ein Bauwerk kann dem Menschen im engeren Sinne dienen, das heißt für soziale, caritative Zwecke oder humanitäre Hilfe gebaut sein. Das Bauwerk „Stadt“ beispielsweise – kann es als ökologisch orientiert entworfen werden ?

· Aber auch für Zwecke der Güteraufbewahrung, der Güterproduktion, der Organisation oder Verwaltung werden Gebäude bereitgestellt. Ist das Verwaltungsgebäude einer Firma, die FCKW-freie Kühlschränke baut, ökologisch orientiert ?

· Ferner kennen wir die Zwecke der Infrastruktur, für welche wir Bauwerke der verschiedensten Art errichten. Ein Teil dieser Baumaßnahmen zur Infrastruktur hat sicherlich Umweltbezug. Aber in welcher Hinsicht kann man etwa ein Bauwerk „Deponie“ als ökologisch orientiert bewerten?

1.1.2 Ökologisches Bauen und bauliche Mittel

Mit welchen baulichen Mitteln kann man dem Ziel ökologisch orientiert zu bauen entsprechen? Zur Zeit setzt sich die Meinung durch, daß „Nicht-Bauen“ ein durchaus vertretbares umweltpolitisches Ziel sein kann [
].

Den Veränderungen in Raumbedarf und  Nutzungsverhalten der Menschen muß dann vermehrt durch Umnutzungsaktivitäten in bestehender Bausubstanz entsprochen werden.

1.1.3 Ökologisches Bauen in der jeweiligen Phase der baulichen Verwirklichung

Phasen der baulichen Verwirklichung lassen sich grob zusammenfassen in:

Zielphase, Planungsphase, Bauphase,  Phase der Baunutzung, Phase der Sanierung, Phase der Beseitigung, Phase der Entsorgung, Phase der Rekultivierung.
In der Planungs- und Bauphase wird gegenwärtig die ökologische Orientierung des Bauens und in der Phase der Beseitigung und Entsorgung insbesondere auch die Abfallproblematik im Bauwesen gesehen.  Das ist aber nur eingeschränkt richtig, denn auch in der Phase der Baunutzung werden durch Pflegemaßnahmen, Unterhaltung und Betrieb des Gebäudes sowie durch Instandhaltungs-, Verschönerungs-  und Erneuerungsmaßnahmen Abfallströme losgelassen,  deren Zusammensetzung sich bei einem Gang durch einen Heimwerkermarkt abschätzen läßt. 

These: Es gibt keine Phase des Bauprozesses, die ohne ökologische und ohne Abfallrelevanz wäre.

1.1.4 Räumliche Bezugsebenen des ökologisch orientierten Bauens

Der räumliche Bezug ökologisch orientierten Bauens sollte differenziert betrachtet werden: Auf der mundialen Ebene  haben wir Wirkungen wie z.B. den Treibhauseffekt oder die globale Klimaveränderung zu beachten, auf der

nationalen Ebene  spezielle geografische, rechtliche oder wirtschaftspolitische Gegebenheiten wie z.B. in Europa die Bemühungen um wirtschaftliche Einheit.

Auf Landesebene hingegen sind Traditionen und überkommene Bauweisen häufig in einer ehemals ökologischen Orientierung des Bauens begründet, z.B. Dachformen in Bayern, Vorratsbauten in Finnland, Blockhäuser in Kanada oder Sibirien. Auf der regionalen Ebene  werden topografische und klimatische Bedingungen prägend. Standortspezifische Gegebenheiten in Wirtschaft (z.B.Mittlerer Neckarraum) oder Naturregime (z.B. Hochwasserperioden in Flußniederungen wie am  Niederrhein) verlangen u.U. andere ökologische Orientierungen  als standplatzspezifische Gegebenheiten, (z.B. rutschgefährdete Hanglage). Baunutzungsspezifische Perspektiven für eine Planung können den Rahmen der ökologischen Orientierung wesentlich bestimmen, so sind die Diskussionen zur ökologischen Orientierung des Bauens bei einem Projekt „Tierversuchsanstalt“ sicher anders anzusetzen, als bei dem Verwaltungsgebäude einer Gesellschaft für Fernerkundung und hier wiederum anders als bei einer landwirtschaftlichen Anlage oder einer Versorgungsanlage der technischen Infrastruktur. Baufunktionsspezifische Planungsausschnitte, wie sie bei Ein- und Ausbauten, bei Außenanlagen,  Einrichtungen der Leitungs-, der Versorgungs- und der Betriebstechnik in sich schlüssig erstellt werden müssen, verlangen einen anderen Rahmen zur ökologischen Orientierung des Bauens als die Baustoff- und Baukonstruktionsspezifischen Belange für Gründung, Baukonstruktion, Fassade, Bedachung, Wetterschutz etc.

Diskussionen über ein ökologisch orientiertes Bauen sollten jeweils nur unter Bezug auf eine genau definerte Ebene der Planung vorgenommen werden, um Begriffsverwirrungen und groben Mißverständnissen vorzubeugen.

Die Planungsqualität in Bezug auf eine ökologische Orientierung der Planung kann gewiß nicht ohne die differenzierte Betrachtung dieser Planungsebenen bei jeder neuen Aufgabenstellung erfolgen.

1.1.5 Ökologisches Bauen im größeren Zusammenhang

Mit dem Begriff der META – Planung lassen sich all jene Vorbereiche der Planung erfassen, die auch im Hinblick auf deren ökologische Orientierung von Bedeutung sind. Hierzu gehören das Planungsrecht und die Normen, die z.B. über die Anwendung von Qualitätssicherungssystemen auf den Bereich des Umweltmanagements planender und beplanter Betriebe wirken

Hierzu gehört auch die  Methodik, z.B. in Form von Rechenverfahren oder Vorgehensweisen, teils gesetzlich vorgeschrieben, wie Nutzwertanalysen oder Umweltverträglichkeitsprüfungen. Und sämtliche Verfahren der  Bewertung, z.B. die Bewertung von Baustoffen im Hinblick auf Umwelttoxizität, oder deren Ökobilanz, Bewertungen im Rahmen von Qualitätssicherungs- oder Umweltmanagementsystemen. Hierzu gehören auchen Verfahren zur Gewinnung oder Verpflichtungen zur Bereitstellung von Information, z.B. Expertensysteme im Bauwesen.  Ferner sind alle Angaben zu Kosten und Wirtschaftlichkeit von Bedeutung, die  z.B. die Entwicklung der Bauprozesse in  Abhängigkeit vom Zinsmechanismus darstellen und durch Kosten-Nutzenanalysen oder Gewinnerwartungsrechnungen Entscheidungen wesentlich beeinflussen, welche eigentlich eine ökologische Orientierung der Planung erfordern oder erfordern könnten. Auch politische und wirtschaftliche Zusammenhänge, die hinter allem Planen stehen, gehören in diesen Bereich. Das kann in Diskussionen zu Themen münden wie  z.B. „Kernkraftwerke in Diktaturen“,  „Baustoffwahl in Entwicklungsländern“, aber auch wie z.B. „Mittel für den Krankenhausbau in den alten Bundesländern“.

Eine Zuordnung jedes vorgetragenen Arguments zu einem dieser Bereich wird insgesamt nützlich sein, wenn es darum geht, die Diskussion im Hinblick auf die ökologische Orientierung des Bauens zu präzisieren und damit fruchtbarer werden zu lassen.

1.2 Abfallrechtlicher Rahmen der Kreislaufwirtschaft

1.2.1 Rechtsstruktur in Europa

Die Abfallproblematik greift inzwischen in den Bereich der Wirtschaft hinüber und wird im Rahmen der Wirtschaftspolitik durch nationale Gesetze geordnet. In dem Rahmen jedoch, in dem die europäische Gemeinschaft vorrangig Gesetzgebungskompetenz hat, bricht europäisches Recht nationales Recht.

Abb.1      
RECHTS-STRUKTUR in EUROPA

1.2.2 
Abfallbilanzen in diesem rechtlichen Rahmen

Das Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz sieht in den §§ 19 und 20 vor, daß Erzeuger, bei denen jährlich mehr als 2000 kg besonders überwachungsbedürftige Abfälle oder jährlich mehr als 2000 t überwachungsbedürftige Abfälle je Abfallschlüssel anfallen, ein Abfallwirtschaftskonzept erstmalig zum 31.Dezember 1999 für die dann folgenden fünf Jahre bereitszustellen haben und eine Abfallbilanz erstmalig zum 1.April 1998 für jeweils ein Jahr vorzulegen war.

Abb.2
Abfallbilanzen in diesem Rahmen

Betriebliche Abfallwirtschaftskonzepte müssen  folgende Angaben enthalten:

· Angaben über Art, Menge und Verbleib der besonders überwachungsbedürftigen Abfälle 

· Angaben über Art, Menge und Verbleib der  überwachungsbedürftigen Abfälle zur Verwertung 

· Angaben über Art, Menge und Verbleib der Abfälle zur Beseitigung.

· eine Darstellung der getroffenen und geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verwertung und zur Beseitigung von Abfällen mit einer Begründung der Notwendigkeit der Abfallbeseitigung

· eine Beschreibung der Entsorgungswege für die nächsten fünf Jahre 

mit einer gesonderten Begründung und Beschreibung des Verbleibs von Abfällen zur Verwertung oder zur Beseitigung außerhalb der BRD [
].

1.2.3
Abfallbegriff 

In der chinesischen Staatskunst wurde der klaren Definition der Begriffe große Bedeutung beigemessen. Dies verdeutlicht folgendes Zitat:

Dsi Lu sprach: "Der Fürst von We wartet auf den Meister, um die Regierung auszuüben. Was würde der Meister zuerst in Angriff nehmen?" Der Meister sprach: "Sicherlich die Richtigstellung der Begriffe." Dsi Lu sprach: " D a r u m  sollte es sich handeln? Da hat der Meister weit gefehlt! Warum denn deren Richtigstellung?" Der Meister sprach: "Wie roh Du bist, Yu! Der Edle läßt das, was er nicht versteht, sozusagen beiseite. Wenn die Begriffe nicht richtig sind, so stimmen die Worte nicht; stimmen die Worte nicht, so kommen die Werke nicht zustande; kommen die Werke nicht zustande, so gedeiht Moral und Kunst nicht; gedeiht Moral und Kunst nicht, so treffen die Strafen nicht; treffen die Strafen nicht, so weiß das Volk nicht, wohin Hand und Fuß setzen.  Darum sorge der Edle, daß er seine Begriffe unter allen Umständen zu Worte bringen kann und seine Worte unter allen Umständen zu Taten machen kann.  Der Edle duldet nicht, daß in seinen Worten etwas in Unordnung ist. Das ist es, worauf alles ankommt." [
]

In der europäischen Gesetzgebung wird dem nicht unmittelbar eine entsprechende Bedeutung beigemessen. Die Unterscheidung in "Abfälle zur Verwertung" und "Abfälle zur Beseitigung" wird getroffen, ohne daß der Abfallbegriff ausreichend sauber gefaßt worden wäre. Dies zieht einige Ungereimtheiten nach sich:

-
z.B. erfordert eine Feuerungsanlage für den Einsatz fester brennbarer Stoffe nach Nr. 1.3 des Anhangs zur 4. BImSchV  nicht die Sicherheitsanalyse nach der Störfallverordnung (12.BimSchV). Die Genehmigungsbehörden gehen nun in der Praxis bei der thermischen Verwertung von Abfällen davon aus, daß es sich um eine Feuerungsanlage für den Einsatz fester brennbarer Stoffe  handelt und nicht um eine Anlage zur Beseitigung fester Stoffe durch thermische Verfahren nach Nr.8.1 des Anhangs der 4.BimSchV. Bei dieser letzteren könnte eine Sicherheitsanalyse notwendig sein. Ob nun aber ein Gefährdungspotential bei der Verbrennung von Stoffen vorliegt oder nicht, hängt ja wohl nicht zwingend mit der energetischen Nutzung des Prozesses zusammen.

-
z.B. erlaubt die Verbringung von Abfällen nach dem Berggesetz deren Einsatz zum Abstützen der Hohlräume, weshalb sie mit der Begründung, daß sie ein Volumen  haben, aufgrund dieser Eigenschaft dann als Abfälle zur Verwertung   gelten. Die Abfälle zur Verwertung tragen aufgrund der Eigenschaft, daß sie ein Volumen haben, hier zur Standsicherheit bergbaulicher Hohlräume bei.

Abfälle zur Beseitigung hingegen, (die im Übrigen auch ein Volumen haben), können nach der TA Abfall nur in Deponien eingebracht werden, für die Standsicherheit bereits zuvor nachgewiesen wurde.

-
z.B. gilt für die Mitverbrennung von Abfällen in Zementwerken oder in Energiegewinnungsanlagen als einer thermischen Verwertung  ein Emissionsgrenzwert, der sich aus den strengen Werten der 17.BImSchV und aus den weniger strengen Anforderungen der 13.BimSchV zusammensetzt. In der Praxis haben konventionelle Feuerungsanlagen bessere Emissionswerte, als die 13.BImSchV sie fordert. Bei der Mitverbrennung von Abfällen kann dieser Spielraum mit Emissionen aus der Abfallverbrennung aufgefüllt werden.

Siehe hierzu: [
], [
].

Aber auch der übrige Begriffs-Wirr-Warr von "Reststoffen", "Produktionsrückständen",  "Wertstoffen",  "Müll", "Restmüll", "Sortierresten", "Lagerung", "Zwischenlagerung", "Ablagerung", "Endlagerung" etc. deutet darauf hin, daß eine weitergehende Auseinandersetzung mit der Thematik auf begrifflicher Ebene fruchtlos ist. Daran haben auch die vielen rechtswissenschaftlichen Aufsätze nichts geändert, die in letzter Zeit erschienen sind. (z.B.[
],[
],[
], aber auch schon [
]).

Von Seiten des AK Gewerbemüll der Bürgeraktion "Das

Bessere Müllkonzept" wird daher angeregt, langfristig auf 

den Abfallbegriff in der öffentlichen Diskussion ganz zu verzichten und nach dem Motto "Gleiches Recht für alle" eine Stoffstrom- und Behandlungsüberwachung sicherzustellen, die unabhängig vom Entledigungswillen des Stoffbesitzers an die stofflichen Eigenschaften und die geplanten Lagerungs-, Konservierungs- oder  Transformationsprozesse anknüpft.

Dies kann insgesamt damit begründet werden, daß jeder Stoff, der in den Wirtschaftskreislauf aufgenommen wird, ein Abfallpotential in sich trägt, das irgendwann realisiert wird. Es ist unerheblich, ob der Entledigungswille des Produzenten von Gütern oder der Entledigungswille des Konsumenten nach Gebrauch von Gütern oder die weitere Unverwertbarkeit eines Stoffes nach Gebrauch und Aussortierung als der Schnitt gesehen wird, mit welchem das jeweilige Gut Abfalleigenschaft erhält.

2. Einführung des Denkens in Stoffströmen 

Abb.3
Denken in Stoffströmen 

Die Art der Darstellung ist mit Zustands- und Ratenvariablen in Anlehnung an die System Dynamics Methode gewählt.[
]   Es gibt eine andere Art, diese Zusammenhänge über PETRI-Netze ähnlich darzustellen. Meiner Meinung nach wird jedoch über das Konzept von Quellen und Senken, von Speichern mit Zu- und Abfluss das Stoffstromgeschehen in unserer Wirtschaft anschaulicher vermittelt.

2.1
Quelle, Senke, Speicher, Zu- und Abfluss

Viele Prozesse in unserem Wirtschaftssystem lassen sich mit diesen einfachen Mitteln beschreiben, vor allem kann man an dieser Darstellung ablesen, daß etwas aus der Natur in unser Wirtschaftssystem fließt, dort eine Weile verweilt, d.h. einen Speicher füllt oder auch aufbläht, wenn der Abfluß verstopft, aber dann wieder hinausfließt, vielleicht durch andere Speicher, vielleicht auch im Kreislauf, um aber schließlich irgendwann wieder in den natürlichen Kreislauf zu gelangen, d.h.  zunächst in eine "Senke", die als geologische Senke der Erdkruste verstanden werden kann, aber auch als Schadstoffsenke in einem lebenden Organismus oder als Lager für Güter oder Deponie für Abfälle. 

Inwiefern eine solche "Senke" nicht als solche, sondern als Speicher dargestellt werden muß, ist nicht beliebig, sondern hängt erstens von der Systemabgrenzung, zweitens aber wesentlich von dem zeitlichen Horizont der Betrachtung ab. Mit dem Zeithorizont von fünf Jahren kann ich eine Deponie als "Senke" betrachten, mit dem Horizont eines Mehrfachen ihrer Funktionstüchtigkeit kann ich dies nicht mehr. 

Mit dem Horizont von 5 Monaten kann ich eine Pflanze als Schadstoffsenke betrachten, mit dem Horizont eines Mehrfachen ihrer Vegetationszeit kann ich dies nicht mehr.

2.2 Stoff- und Schadstoffströme
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Abb 4
Stoffströme in der Produktion

Dieser in Abb.4 gezeigte Stoffstrom der „Produktion“ stand während der vergangenen 150 Jahre vorwiegend im Interresse von Politik und Wirtschaft. Die Güterproduktion kennzeichnete das Trachten und Streben der Gesellschaft in dieser Zeit. Auch heute wird beispielsweise Entwicklungshilfe in erster Linie als Aktivierung dieses Stoffstromes gesehen oder in ihrem Erfolg zumindest an dessen Größe gemessen.

Es handelt sich bei diesem Güterstrom jedoch nur um einen Teil des stofflichen Kreislaufs, dessen Kehrseite erst in den sechziger und siebziger Jahren dieses Jahrhunderts  in Deutschland in Betracht genommen wurde: nämlich dem aus dieser produktiven Tätigkeit resultierenden Abfallstrom.

Es war nahezu vergessen worden, daß der gesamte Kreislauf aus Produktion und Abfallstrom Teil unserer Welt und Umwelt ist.

Man kann dies vereinfacht so darstellen:
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Abb.5
 Stoffströme im Kreislauf betrachtet

2.2
Bedeutung des Bausektors

Im Baubereich liegt das größte Potential zur Abfallvermeidung und damit auch nachhaltig das größte Umweltschutzpotential.

Zwölf Prozent des Sozialprodukts, acht Prozent der Beschäftigten und sechzig Prozent des Abfallaufkommens charakterisieren diesen Sektor im Rahmen unserer Volkswirtschaft.

Angenommen, wir könnten mit dem Anteil des unbelasteten Erdaushubs verantwortlich umgehen und ihn sinnvoll einsetzen. Angenommen, das Recycling des Straßenaufbruchs entwickelt sich zur Perfektion und in die Substanz der Straßenbaumaterialien werden reine recyclierbare Stoffe und keine Misch- und Problemmaterialien eingebracht, dann blieben alleine aus dem Bauabbruch noch immer rund 20 Prozent des gesamten Abfallaufkommens.

Aber leider sind die Tendenzen gegenläufig: Es werden zunehmend Problemstoffe sowohl im Straßenbau als auch in die im Hochbau verwendeten Materialien eingebracht, so daß die Wiederverwertbarkeit nicht als selbstverständlich angesehen werden darf.

Es hat eine Verschiebung stattgefunden, was die Materialverwendung am Bau betrifft, Verbundmaterialien zur Wärmedämmung oder als Trennelemente ersetzen im Fußbodenaufbau und im Sanitärbereich seit etwa 10-20 Jahren und zunehmend Inertmaterialien und Holz. Auch Ausbauelemente, Verkleidungen, Armaturen und Bodenbeläge sind aus Kunststoff oder Verbundmaterialien. Metallbeschichtete Kunststoffe sind im Vormarsch sowohl im Karosseriebau wie auch im Sanitärbereich. Dort, wo früher eine Trennwand hochgemauert und verfliest wurde, findet man heute weitgehend melaminbeschichtete Spanplatten in Leichtmetallrahmen, mit Kunststoffbeschlägen versehen und mit Stahlelementen verankert. Noch kommen diese neuen Materialien nur in Ausnahmefällen zum Abbruch. 

Baustellenabfälle sind daher bis jetzt wenig durch diese Komponenten charakterisiert.

Sie bringen aber aufgrund ihrer Zusammensetzung und ihrer großen Menge in Zukunft mindestens die gleichen Probleme  mit sich wie Hausmüll und hausmüllähnliche Abfälle. Dies gilt zumindest solange, als keine zielgerichteten Verwertungsverfahren im Rahmen von Rücknahmepraktiken für diese Verbundstoffe entwickelt sind. Hier besteht Forschungsbedarf und Entwicklungsbedarf.

Auch sei der Grenzbereich von Hausmüll und Bauabfällen  hier  aufgezeigt, der im Bereich des Do-it-yourself, der Renovierungen im 5-Jahres-Rhythmus und der veränderten Ausbaugewohnheiten liegt. Das sind baubezogene Abfallmengen, die nicht unmittelbar in den Kategorien der baubezogenen erfasst werden, aber entscheidende Bedeutung für die qualitative Zusammensetzung der Bausubstanz haben.

Wie wird die Zusammensetzung der Bauabfälle in der Zukunft aussehen? Oder anders gefragt, welche Materialien werden in Zukunft aus dem Bausektor auf den „Abfallmarkt“ drängen? Diese Zukunft ist innerhalb des Horizonts von dreißig bis fünfzig Jahren kaum mehr steuerbar, denn die Materialien, um die es dann bei Abbrüchen oder Renovierungen gehen wird, sind bereits verbaut. Jetzige abfallwirtschaftliche Maßnahmen und Maßnahmen zur Abfallvermeidung im Bausektor ziehen erst nach der produkteigenen Verweildauer im Bau bzw. nach den spezifischen Verzögerungszeiten der Bauwirtschaft. Dies kann in der nächsten Generation sein, wohl kaum in der nächsten Legislaturperiode. In einigen Jahren wird demnach aufgrund der Verzögerungszeit, mit der die seit 1960 eingesetzten Kunststoffe und Verbundwerkstoffe zur Entsorgung anfallen, mit einem Problemmüllanteil von 350 g/ Einwohner und Tag zu rechnen sein. Das ist etwa so viel, wie zur Zeit der gesamte Verpackungsmüll ausmacht.

Soviel zur Bedeutung der Baumaterialien für die erforderlichen Bemühungen zur Abfallvermeidung. Es ist daher auch hohe Aufmerksamkeit bei der Umsetzung des Prinzips der Produktverantwortung im Sinne des Umweltschutzes vonnöten. 

Möglichkeiten, hier langfristig wirksam anzusetzen, liegen in erster Linie im Rahmen der Baupolitik beim Erlaß  und Vollzug einer entsprechenden Rückbauverordnung. Hierauf wartet die Baustoffindustrie [
].

Sie liegen ferner im Bereich der Normung und im Bereich "NEUE ARBEIT", in welchem zunächst sozial gestützt eine Intensivierung der Materialökonomie zu Lasten einer Arbeitsökonomie vorgenommen wird.

2.3
Baustellenabfall und Bausubstanz

Der Komplex Bauabfallentsorgung hat verschiedene Komponenten.

Im Hinblick auf eine Kreislaufwirtschaft scheinen von Bedeutung:

· Baustellenabfälle 

Sie sind in ihrer Zusammensetzung relativ hohen Schwankungen unterworfen und können im Einzelfall nicht repräsentativ für eine Bauepoche oder für die Probleme einer bestimmten Entsorgungnotlage gelten. 

· Erdaushub 

Sein Umfang hängt von der Art des Bebauungsplans und auch von der Geografie des Standplatzes ab.

· Verpackungsabfälle und Montagehilfen

Ihr Anteil hängt ab von dem Grad der Baustellenorganisation und der Rücknahmeverpflichtung bzw. Rücknahme oder Rückholdisziplin der Baustofflieferanten.

· Bausubstanz

Das Abfallpotential, das durch die Bausubstanz verwirklicht wird, hängt von den eingesetzten Materialien an sich, aber auch davon ab, ob renoviert, saniert, umgebaut oder angebaut wird, ob die Nutzung geändert, ob restauriert, rückgebaut oder ob abgebrochen wird. 

Während Verpackungen und Renovierungsabfälle eher hausmüllähnlichen Charakter haben, ist bei Bodenaushub und bei einigen Baustoffen zu beachten, daß sie eine Schadstoffsenke für die Produktionsprozesse unseres Wirtschaftens bilden:

Über Luft und Wasser gelangen viele der ubiquitär verteilten Schadstoffe in den Boden und von da auch in Luft und Grundwasser. Über die Einbringung verschiedener Abfallstoffe in die Baustoffproduktion werden dieselben zur Senke bekannter und noch nicht bekannter Schadstoffe.

Dies bleibt auch dann zu beachten, wenn man alle Vorzüge der thermischen Verwertung, d.h. der Mitverbrennung von Abfällen z.B: in Zementwerken oder Ziegeleien  wie Minderung von CO2-Emission und Einsparung von Primärbrennstoffen, hervorheben möchte.

3. Die Senke Bausubstanz

Versucht man das Denken in Stoffströmen auf die Abfallentstehung im Bauwesen anzuwenden, so läßt sich Bausubstanz entweder als Speicher oder als Senke darstellen. (Siehe Abbildung 3)

Es ist richtig, eine Stoffmenge als in einem Speicher befindlich darzustellen, wenn die Existenz dieses Speichers innerhalb eines definierten Planungsraumes und innerhalb des betrachteten Planungshorizontes liegt und der Speicher mindestens durch seinen Mengengehalt beschrieben werden kann.  Ist dies nicht gegeben, so fließt der jeweilige Stoffstrom in eine "Senke" , die nicht näher definiert werden muß.

Als Schadstoffsenke kann die Bausubstanz dann betrachtet werden, wenn Materialien aus anderen Bereichen der Produktion und Industrie in den Bausektor fließen und dabei Schadstoffe in der Bausubstanz auf  lange Sicht angereichert werden, oder wenn durch Recycling der Bausubstanz Schadstoffe angereichert werden.

Als großes Zwischenlager für Abfälle und Schadstoffe und somit als Speicher kann Bausubstanz dann angesehen werden, wenn  innerhalb des Planungshorizontes dieses Lager wieder geleert wird oder zumindest einen Überlauf hat.

3.1 Recyclingprodukte und Abfälle im Bauwesen

Anhand der im folgenden aufgeführten Beispiele von Bau- und Recyclingmaterialien soll der Stoffstrom in den Speicher „BAUSUBSTANZ“ und der Abfluss aus diesem Speicher reflektiert werden.

-

Linoleum als Abfallprodukt der Zelluloseherstellung
findet im Bausektor seine "Senke". Bei der Verwertung von Baurestmassen stellt Linoleum eine „Verunreinigung“ dar.

· Schrott-Recycling für Eisenmetalle stellt im Bausektor einen Speicher dar, in den sowohl aus dem Bausektor selbst als auch aus anderen Industrie- und Produktionsbereichen  Material zufließt und aus dem es auch abfließt.

-
PVC-Recycling [
] stellt den Fall dar, in dem ein Abfallprodukt aus der chemischen Industrie zunächst seine "Senke" im Bausektor findet, dann aber durch Recycling  diese Senke als einen Speicher betrachten läßt, in welchen Salz bzw. Alt-PVC hineinfließt, in dem während der Nutzung PVC (im Speicher "Bausubstanz") verweilt und aus dem dann Alt-PVC wieder abfließt. 

· Asbest-Recycling  als Alternative zur Asbest-Entsorgung bedeutet auch den Verbleib des Stoffes Asbest im Speicher "Bausubstanz", um dann per Recycling gegebenenfalls wieder in den Speicher "Bausubstanz" zurückgeführt zu werden. Zum Asbest selbst in der Verbindung Asbest-Zement siehe [
]. Zum Asbest-Recycling gibt es seit einigen Jahren Versuche und Ansätze, die beispielsweise auch auf der Stuttgarter Recycling-Messe 1997 ausgestellt waren.

· Baggerschlämme und Klärschlämme  bei der Ziegelherstellung machen aus dem Baustoff "Ziegel" eine Senke für Schadstoffe. Damit ist nicht gezwungenermaßen ein Urteil verbunden über die Toxizität, Umweltschädlichkeit oder das Risikopotential des so gewonnenen Ziegels, sondern zunächst heißt dies nur und ausschließlich, daß der Ziegel unter den Voraussetzungen einer Verwertung von Baggerschlämmen und Klärschlämmen eine Senke für Schadstoffe eben aus diesem Bereich darstellt. Materialprüfungen gehen auf  die Faktoren Schadstoffgehalt und Freisetzung von Schadstoffen nicht ein, und solange dies nicht von der Öffentlichkeit oder vom Verbraucher eingefordert wird, stellt diese Senke abfallwirtschaftlich gesehen einen willkommenen Entsorgungspfad bereit, der zudem noch direkt oder indirekt dadurch gefördert wird, daß Versuche oder Forschungsprojekte unter eingeschränkten Emissionsauflagen gefahren werden können oder auf diese Weise entwickelte Produkte gar eine Umweltauszeichnung erhalten.

· Altpapier in der Wärmedämmung. - ein „sinnvolles Einsatzgebiet für das Altpapier". Angesichts der befristeten Lebigkeit dieses Stoffes als Baustoff kann die Bausubstanz nur als Speicher gesehen werden für diesen Abfallstoff. Er muß irgendwann wieder an die Umwelt zurückgegeben werden. Was dann ?  Abgesehen von Flammschutzmitteln, Stützstoffen etc., die für seinen Einsatz erforderlich werden. Die Fristigkeit des Einsatzes entscheidet letztlich über den Sinn des Einsatzes dieses Stoffes "Altpapier" in der Bausubstanz.

-
Getränkekartons, Altreifen, Buntmetalle, Altholz, sonstige Altstoffe, Spuckstoffe und Schlämme im Einsatz bei der Zementherstellung [
] bedeuten seit langem und bedeuten zunehmend die Belastung von Bausubstanz mit - bekannten und derzeit noch unbekannten - Schadstoffen. Dem wird weitgehend entgegengehalten, daß der Prozeß der Zementherstellung selbst all das integriert leistet, was in Verbrennungsanlagen oder bei der Mitverbrennung von Abfällen in Anlagen zur Energieerzeugung nur mühsam mit großem Technikaufwand zur Luftreinhaltung erreicht  werden kann. Solange jedoch die Materialprüfungen auch in diesem Bereich nicht den Schadstoffgehalt und das Freisetzungsverhalten mit umfassen, ist auch hier von einer Schadstoffsenke in der Bausubstanz auszugehen.

Bei jedem Einsatz von Altmaterial - mag er energetisch und stofflich noch so sinnvoll sein, wird die Schadstoffsenke Bausubstanz etwas mehr belastet. Entsprechend den geltenden Gesetzen und Verordnungen ist es jedoch möglich, daß der Einsatz von Primärmaterial zu noch höheren Belastungen der Umwelt wie auch des Baustoffes selbst führen würde. Dann ist zu prüfen, welche Wege in gesamtökologischer Betrachtung die weniger schädlichen sind.

3.2
Abfallvermeidung im Bauwesen

Neben der Vermeidung des Bauens an sich kann die Abfallvermeidung im Bauwesen nur in der Gesamtschau sinnvoll bewertet werden. Die Diskussionen um Autonome Abfallvermeidung versus Symbiotische Abfallvermeidung [
]  und Stoffliche versus Thermische Verwertung [
] beziehen sich auf zwei theoretisch interessante und auch theoretisch jeweils vorab zu lösende Fragestellungen im Rahmen gesamtökologischer Betrachtungen.

Allgemein gilt auch hier: je höher das Niveau, auf dem eine Weiternutzung oder Verwertung von Bausubstanz stattfindet, desto eher wird Abfall vermieden. Aber durch welche Handlungsprinzipien gelangen wir dorthin ?

3.3        Prinzipien der Kreislaufwirtschaft im Bauwesen

Um solche Prinzipien zu erarbeiten, werden zunächst die Bereiche aufgezeigt, aus welchen Anforderungen an eine ökologische Kreislaufwirtschaft erhoben werden können. 

3.3.1 Monetäre Voraussetzungen einer Kreislaufwirtschaft

Inwieweit ist die Zinswirtschaft mit dem Prinzip der Kreislaufwirtschaft noch vereinbar? [
]  Inwieweit muß die Bedeutung des Kapitals eingeschränkt werden ? 

Montesquieu hatte einst zum Schutz des Bürgers, des Unwissenden, Armen, Machtlosen gegen bestehende politische Machtstrukturen gleich welcher Staatsform eine Teilung der politischen Macht in Gesetzgebende Gewalt, Ausführende Gewalt und Rechtsprechende Gewalt vorgeschlagen: 

„C’est encore une loi fondamentale de la démocratie, que le peuple s e u l  fasse des lois.“ [
], 

ferner: 

„Lorsque dans la même personne ou dans le même corps de magistrature, la puissance législative est réunie à la puissance exécutrice, il n’y a point de liberté; parce qu’on peut craindre que le même monarque ou le même sénat ne fasse des lois tyranniques pour les exécuter tyranniquement" [
]  

Durch Unabhängigkeit dieser drei Machtfaktoren sah er die Möglichkeit, Machtmißbrauch gegenüber dem Einzelnen weitgehend zu verhindern.

Sozialtechnisch gesehen ist es eine Leistung, wenn die Gewaltenteilung verwirklicht und funktionsfähig gehalten wird. Diese Leistung wird weitgehend in unserer Verfassung dokumentiert. Jedoch sind seit Montequieu seine Gedanken äußerte und auch seit der Begründung unseres Grundgesetzes ein paar Jahre vergangen. Die Produktionsmaschinerie, die in Deutschland durch die letzte Generation mit großer Mühe und mit großem Erfolg aufgebaut wurde, funktioniert gut. Sie funktioniert erstaunlich gut, mit weltweiter Anerkennung. Sie stellt einen neuen politischen Machtfaktor dar, der inzwischen auch weltweit wirkt.

Diese Produktionsmaschine überzieht mit ihrer Organisation und ihren Verflechtungen, ihren Verkehrs- und Kommunikationsnetzen inzwischen jedes Land der Erde und bezieht den arbeitenden und konsumierenden Menschen in sich ein, betrifft aber auch jeden Einzelnen gleichermaßen hinsichtlich ihrer Wirkungen auf die Umwelt und die Lebensgrundlage zukünftiger Generationen aller Völker. Diese Produktionsmaschine ist in ihrer Verbindung mit dem Kapital ein politisches Machtelement geworden, das nicht in den Kategorien Legislative, Exekutive und Judikative erfasst werden kann, sondern losgelöst von den Verfassungsgrundsätzen bisher nicht politisch „eingearbeitet“ wurde.

Speziell die Bauwirtschaft bindet im besonderen Maße Kapital und ist von Kapitalkosten abhängig.  Die Verwirklichung einer Kreislaufwirtschaft im Bauwesen ist praktisch unmöglich, wenn Trenn- und Verwertungsbemühungen  zeitliche Verzögerungen im Ablauf der Bau- oder Rückbauprozesse  nach sich ziehen und damit erhöhte Kapitalkosten. Daher ist zur Umsetzung des Prinzips der Kreislaufwirtschaft hier ein Ausgleich unabdingbar, zumindest solange, bis auch in diesem Sektor zeitsparende rationelle Verfahren zur Verfügung stehen.

3.3.2 rechtliche Voraussetzungen einer Kreislaufwirtschaft

Hier ist großer Handlungsbedarf. Hier ist auch in der Europäischen Gemeinschaft schon großer Handlungsbedarf, denn:

„das europäische Parlament kann noch keine Gesetzesvorlagen einbringen und keine Gesetze erlassen, es nimmt nur in geringem, wenn auch wachsendem Maße an der Gesetzgebung teil und kann eine beschränkte Kontrolle der Exekutive ausüben. Warum ist das so ? 

Ein kurzer Rückblick ist nötig, in die Zeit, als die EWG gegründet wurde und die Verträge ausgehandelt wurden, die zum Verzicht auf einige Hoheitsrechte verpflichteten. Wer tritt den Hoheitsrechte ab? Staaten, so heißt es. Aber wer vertritt die Staaten bei völkerrechtlichen Vertragsverhandlungen ? Natürlich: Die Regierungen. Die Regierungen verhandelten also über die Beschneidung ihrer eigenen Macht. Auf wen sollten sie, wollten sie ihre Rechte übertragen ? Ein Europäisches Parlament, gewählt von den Völkern, konnte nicht gleich geschaffen werden. Also fanden die Regierungen einen Kompromiß, der es erleichterte, Hoheitsrechte abzutreten: Sie übertrugen die legislativen Rechte der EWG auf den Rat, in dem alle Regierungen mit Ministern vertreten sind, letztlich also auf sich selbst. So waren die Regierungen auf EWG-Ebene an der Ausübung der Hoheitsrechte, die sie als Einzelregierungen aufgeben mußten, weiterhin maßgeblich beteiligt. Für den Anfang war das verständlich, wohl auch vernünftig.

In den Jahrzehnten seither hat sich einiges geändert. Das EP (europäische Parlament) wird inzwischen von den Bürgern der EG-Staaten direkt gewählt. Aber immer noch erläßt der Rat nahezu allein die Gesetze in der EG, nicht mehr ausreichend kontrolliert vom EP.“ Zitat aus [
]

Die „Richtlinien des Rates“, auch die „Bauproduktenrichtlinie“, die den Abbau von Handelshemmnissen für Bauprodukte innerhalb der EG fördern soll, beziehen sich durchaus auch auf Normungsaufgaben und sind auf die Zielsetzungen der EWG als Wirtschaftsgemeinschaft hin entworfen, begünstigen also im Zweifelsfall die „Produktionsmaschine“ gegenüber Belangen des Einzelnen. (z.B. geht dies hervor aus einer vorbereitenden Rechtsakte der Kommision über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften in Nr.C 78/4  Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 12.3.97) . Ein wichtiges Kriterium für Handlungen und Entscheidungen ist stets „Das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes.“

Inwieweit muß ein "gleiches Recht für alle" Stoffe gelten, d.h. inwieweit muß eine Loslösung vom Abfallbegriff als solchem erfolgen zu Gunsten der begrifflichen Erfassung der Stoffströme in der Kreislaufwirtschaft und zugunsten einer allgemeinen Produktverantwortung: ein Stoffstrom, der vom Hersteller initiiert wird, bleibt in dessen Verantwortung und unterliegt der Verkehrssicherungspflicht im weitesten Sinne. In Bezug auf den Bausektor heißt dies  lediglich „Rückbauverantwortung“.

3.3.3 Instrumente einer KLW

Inwieweit können ordnungspolitische,   finanzielle, fiskalische,  soziale oder arbeitsmarktpolitische    Maßnahmen zur Intensivierung einer Kreislaufwirtschaft beitragen? 

Für den Bausektor wäre es eine denkbare Konstruktion, daß die Baugenehmigung erst dann erteilt wird, wenn ein Entsorgungsnachweis für die zu bauende Bausubstanz erbracht wird, z.B. durch Nachweis der Zerlegbarkeit, durch Rücknahme – oder Rückholgarantie der Baustofflieferanten, oder auch durch eine (Pflicht- ? ) Versicherung, die Rückbau, Rücknahme und Verwertung garantiert, ferner auch durch ein Programm der Industrie- und Handelskammern und der Handwerkskammern, die eine Rückbauverantwortung nach Gewerken und die Garantie der stofflichen Verwertung übernehmen.

Ordnungsrechtliche Lösungen sind jedoch in einer Zeit schwer durchzusetzen, in der eine Ablösung von ordnungsrechtlichen Regelungen angestrebt wird. Aber es sind Verantwortlichkeiten zu regeln und Mechanismen zu finden, die eine Übernahme der Verantwortung garantieren. Die Organisationen der Kammern und Pflichtversicherer haben dies bisher zu leisten vermocht.

Über andere Möglichkeiten muß nachgedacht werden.

3.3.4  Stoffströme in der Kreislaufwirtschaft (KLW)
In welcher Qualität und Quantität laufen Stoffströme in unserer Volkswirtschaft bzw. auf europäischer Ebene?  Ein allgemeines Stoffstrommodell kann die Punkte aufzeigen, an denen Stoffströme beeinflußt bzw. minimiert oder optimiert werden können. In der Mengenrelevanz steht der Bausektor an erster Stelle.

Was die Abfallvermeidung in der Bauproduktion betrifft, so existiert ein umfangreicher, fundierter Bericht hierzu [
].
Jedoch könnte zur Vermeidung bzw. Verminderung von Stoffströmen im Bauwesen die Kontrolle und Überwachung der Stoffströme unabhängig vom Entledigungswillen des Besitzers erfolgen. Auch die Unabhängigkeit von der Materialart, und des Standes des Stoffes im Kreislaufprozeß würde weitere Bewertungen erübrigen, die nicht nur äußerst zeitraubend, sondern in vielen Fällen prinzipiell gar nicht leistbar sind..  

Im Straßenbau ist schon seit rund 20 Jahren eine solche Kontrolle möglich, nämlich überall da, wo die Transportkostenstruktur ein Recycling vor Ort und einen Wiedereinbau von Recyclingmaterial begünstigt.

3.3.5 Arbeit in der KLW

Es gibt bereits seit einiger Zeit vereinzelte Versuche, Ziele der Kreislaufwirtschaft in Verbindung mit der Schaffung von Arbeitsplätzen zu verwirklichen:

ABM-Projekte, Behinderten-Projekte, Senioren-Projekte, gemeinnützige Gesellschaften oder Vereine wie "NEUE ARBEIT", aber auch Recyclingabteilungen in bestehenden Großunternehmen greifen "Kreislaufpotential" dort auf, wo eine Chance besteht, in die schwarzen Zahlen hinein zu arbeiten. In der Elektronikbranche kann dies sinnvoll sein, wenn Edelmetalle zurückgewonnen oder Bauteile wiederverwertet werden können. Sofern im Recyclingbereich Sozialunternehmen tätig werden, können sie dies häufig nur deshalb, weil ihre Arbeit weitgehend von Besteuerung entlastet ist, so daß die Grenze dessen, was sich "noch rechnet" zugunsten des Recycling verschoben werden kann.

Damit sind wir auch bei einer wesentlichen Voraussetzung für die Entwicklung von Verwertung und Recycling : zumindest muß die auf Wiedernutzung und Weiterverwertung zielende initiierende  Arbeit in der Kreislaufwirtschaft von Lohnnebenkosten und Steuern entlastet werden. Entsprechende Förderprogramme wären zu entwickeln.

3.3.6
Kreislaufwirtschaft in Europa

Richtlinien des Rates der Europäischen Gemeinschaft haben Vorrang vor deutschen Bundesgesetzen und Verordnungen, die wiederum haben Vorrang vor Landesgesetzen und -Verordnungen, und die wiederum haben Vorrang vor den Satzungen der Gemeinden. Wo sind die Ansatzpunkte auf eruropäischer Ebene für eine Kreislaufwirtschaft? Wie kann man Produktverantwortung beispielsweise auf der Ebene der internationalen Normung verankern?

Es wurde mit der europäischen Gesetzgebung die Unterscheidung in "Abfälle zur Verwertung" und "Abfälle zur Beseitigung" getroffen, die sich als nicht sehr segensreich erwiesen hat

Im Bausektor wird es über kurz oder lang nur "Abfälle zur Verwertung" geben, solange die Kosten für deren "Verwertung" niedriger sind als für deren "Beseitigung". Hier ist in erster Linie auf begriffliche Klarheit hin zu wirken, weil andernfalls keinerlei Maßnahmen Gültigkeit und Wirkung erzielen können.

3.3.7
Rolle der Kammern und anderer Organisationen in einer Kreislaufwirtschaft

Da, wo die Produktverantwortung nicht durch den einzelnen Handwerker oder Händler wahrgenommen werden kann, oder durch den Hersteller eines Produkts - z.B. weil er die kritischen Phasen seiner Produktion wegen Konkurs oder Tod nicht mehr erlebt - so kann doch die Produktverantwortung dann kollektiv durch die entsprechende Innung, Kammer oder vergleichbare Organisation, die auch die Interessen dieses Handwerkers, Händlers oder Unternehmers vertritt, sichergestellt werden.

Ferner ist über Normungsprozesse ein Ansatzpunkt gegeben, auf die politische Eingliederung einer sonst womöglich nicht verantwortlich wirkenden Produktionsmaschinerie hinzuwirken. Diese Einwirkung wird konsequent nur auf internationaler Ebene erfolgen, weil die Wirtschaft und ihre Infrastruktur auf internationaler Ebene organisationsfähig sind.

Normungsprozesse halten politisch auch für Bürgerinitiativen und Verbraucherorganisationen eine Gestaltungsoption offen. Dies muß in Verantwortlichkeit für den Umweltschutz wie auch für den Erhalt der persönlichen Freiheit des Einzelnen genutzt werden.

Wie kommt es zu dieser Gestaltungsoption und wo liegt sie?

Normungsprozesse im weiteren Sinne laufen im Grenzbereich zwischen Technik, Wissenschaft, Wirtschaft einerseits und Rechtsprechung im öffentlichen, Zivil- und Strafrecht andererseits ab.

Rechtsnormen und Technische Normen sind voneinander zu unterscheiden. Obwohl in einer Rechtsnorm durchaus Bezug genommen werden kann auf eine technische Norm, ist diese dennoch nicht rechtsverbindlich. Zwar kann in der Rechtsprechung auf eine technische Norm Bezug genommen werden, und sie kann mit zur Urteilsfindung herangezogen werden, muß dies aber nicht. Es kann auch der Fall auftreten, daß unter Berufung auf eine technische Norm festgestellt wird, daß diese nicht mehr dem Stand der Technik entspricht oder in dem konkreten zu beurteilenden Fall gar nicht anzuwenden gewesen wäre, so daß von der Rechtsprechung her die technischen Normen nicht rechtsverbindlich sind. In der Praxis jedoch wird häufig die Urteilsfindung auf technische Normen gestützt, so daß faktisch im Bereich der technischen Normung ein Einfluß auf die an sich unabhängige Judikative ausgeübt wird.

Abb.6 Normungsprozesse

Da technische Normen nicht nur den „Stand der Technik“ an sich, sondern auch den Rahmen des „Wirtschaftlich Machbaren“ beschreiben, ist hier ein Einfluß von Wirtschaftsmacht entgegen den Prinzipien der Gewaltenteilung möglich. Der Bürger braucht schon Sachverstand, um hier Gefahren frühzeitig genug aufzuspüren. Dies sind auch nicht nur Gefahren für die Umwelt, sondern gleichermaßen Gefährdungen für Demokratie und Freiheit. 

Der Machtfaktor Wissenschaft-Wirtschaft-Technik ist in seinem Demokratiebezug gar nicht hoch genug einzuschätzen. Auch über Normungsprozesse wirkt er auf die demokratische Basis von Gesetzgebender, Ausführender und Rechtsprechender Gewalt.

3.3.8
Versicherungen und Ausgleichseinrichtungen in der KLW

Da, wo die Produktverantwortung nicht durch den einzelnen Handwerker oder Händler wahrgenommen werden kann, oder durch den Hersteller eines Produkts - z.B. weil er die kritischen Phasen seiner Produktion wegen Konkurs oder Tod nicht mehr erlebt - so kann doch die Produktverantwortung dann  über Versicherungen abgedeckt werden. Hierzu diskutiert ausführlich: [
], z.B: Zitat S.193: 

"Behauptet werden kann zunächst, daß eine idealtypische öffentlich-rechtliche Versicherung, sieht man vom Sonderfall der Sozialversicherung einmal ab, in ihrem wirtschaftlichen Kern, auf welchen es bei der Definierung von Schuldverhältnissen und Finanzrechtsinstitutionen besonders ankommt, mit den Versicherungen des privaten Rechts identisch sein muß, weil es nicht entscheidend sein kann, ob ein privater Unternehmer bzw. Verband oder eine öffentlich-rechtliche Finanzwirtschaft bzw. Verwaltungseinheit als Träger einer Versicherung auftritt und ob eine Versicherung aufgrund eines Vertrages freiwillig oder durch Gesetz zwangsweise eingegangen wird, zumal es Zwangsversicherungen des öffentlichen Rechts gibt, die den Individualversicherungen des privaten Rechts gleichen, und es Zwangsversicherungen des privaten Rechts gibt, die den öffentlich-rechtlichen Versicherungen sehr nahe stehen, z.B. die Haftpflichtversicherung für Kraftfahrzeughalter." 

Bezogen auf das Bauwesen ist im Sinne einer Gefahrengemeinschaftstheorie die soziologische Struktur der an einer Rückbau- und Verwertungsversicherung beteiligten Kreise in den Vordergrund zu stellen. Hiermit ist noch nicht bestimmt, wer zur Finanzierung einer derartigen Versicherung herangezogen und wer in den Versicherungsschutz gelangen würde, und welche Verwertungs- und Abfallvermeidungserfordernisse überhaupt versichert werden sollen. Jedoch ist mit dem Versicherungserfindungsrecht des Gesetzgebers die Grundlage für eine derartige Abstützung der Abfallvermeidung im Bauwesen als Säule einer Kreislaufwirtschaft durchaus gegeben.

3.3.9
Gewerkschaften in der KLW

Gewerkschaften könnten der Arbeitslosigkeit entgegenwirken, indem sie eine steuerliche Entlastung jener Tätigkeiten anstreben, die im Sinne einer Verringerung der Stoffströme unserer Volkswirtschaft wirken und somit arbeitsintensive Tätigkeiten fördern. Auch die Vereinbarung eines Deputats zur Stoffstromverringerung als Teil der bezahlten Arbeit, das aber nicht der Erhebung von Lohnnebenkosten und Steuern unterliegt, wäre eine denkbare Richtung, in der die Gewerkschaften zur Erhöhung der Beschäftigtenzahlen und gleichzeitigen Verringerung der Stoffströme in unserer Volkswirtschaft beitragen könnten.

Konkret: Nicht nur oder nicht unbedingt Reduktion der Arbeitszeit oder Lohnerhöhung, sondern Arbeitszeitdeputat für Arbeiten im Sinne der Stoffstromminderung . 

3.3.10
Politische Voraussetzungen einer KLW

Sparsamkeit im Sinne sparsamen Haushaltens mit Naturkräften   - nicht im Sinne von Wirtschaftlichkeit unter kapitalistischen Bedingungen -  ist ein wesentliches Prinzip in der freien Natur und stimmt mit den Zielsetzungen einer ökologischen Kreislaufwirtschaft überein. 

Unsere Wirtschaftsweise, die durch die Zinswirtschaft charakterisiert ist, stört ganz erheblich diesen sparsamen Umgang mit natürlichen Kräften und Ressourcen zugunsten der Verwirklichung von Zinsvorteilen. Befreiung von den Zwängen des Zinsmechanismus würde eine Rückkehr zum haushälterischen Umgang mit Natur und menschlicher Arbeitskraft begünstigen. Damit auch eine ökologische Kreislaufwirtschaft fördern [
].

Insofern ist eine Rückbesinnung auf demokratische Tugenden erforderlich, eine Rückbesinnung auf die Anfänge und Gründe unseres Grundgesetzes. Insbesondere, was die kommunale Planungshoheit betrifft, heißt dies auch eine Rückbesinnung auf die Freiheit der Entscheidung auf kommunaler Ebene in Bausachen. Problematisch ist die Zweiteilung von Planungskompetenz einerseits, die bei den Gemeinden liegt, und Entsorgungsverpflichtung andererseits, die bei den Landkreisen und kreisfreien Städten liegt. Somit sieht sich der „Hersteller“ von Bausubstanz, nämlich die Gemeinde, bislang ziemlich unberührt von der Entsorgung dieser Bausubstanz. Dies jedoch ist weder im Sinne des bereits geltenden Verursacherprinzips noch entspricht es einer Produktverantwortlichkeit und bedarf daher einer unmittelbaren Korrektur bei der Erstellung von Bebauungsplänen. Diese könnten im ersten Ansatz durch die Einforderung von Zerlegungs- und Entsorgungsnachweisen vor jeder Baugenehmigung ergänzt werden.

Wenn hierdurch das Bauen insgesamt  jedoch nicht teurer werden soll, ist die Befreiung von Zwängen eines Zinsmechanismus in dem Bereich des Rückbaus unabdingbar, besonders dann, wenn dieser sinnvolle, aber zeitaufwendige Arbeit dadurch kaum bezahlbar macht, daß Kapital länger gebunden wird. Bislang prägt dieser Zinsmechanismus unsere Baueise wesentlich stärker als die persönlichen Entscheidungen von Bauherren oder Architekten. Insofern behindert dieser Mechanismus wichtige Impulse im Bauen, zu welchen auch die der ökologischen Kreislaufwirtschaft gehören. Letztlich werden damit persönliche Freiheiten eingeschränkt, und die Gefahr besteht außerdem, daß unter Entsorgungsnot das Bauen teurer wird und damit zur Verarmung von Menschen beiträgt [
]. 

Aber auch aus anderem Grund ist die Rückbesinnung auf haushälterische Tugenden, auf Sparsamkeit und Behutsamkeit im Umgang mit Materialien angesagt. Denn wir leben ja in einer Epoche der Stagnation nach dynamischem Aufbruch: Unsere Bau-Epoche ist immer noch geprägt durch den Wiederaufbau  nach totaler Zerstörung im Zweiten Weltkrieg. Aber andererseits wird sie nun auch durch die Stagnation geprägt, die dreißig Jahre nach dem daraus folgenden Wachstumsboom begann.

3.3.11
FAZIT

Diese Aufstellung in 10 Punkten erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, sondern soll lediglich die ersten Ansätze aufzeigen, unter denen man die Anforderungen einer Kreislaufwirtschaft im Hinblick auf politische Maßnahmen fassen kann. Für die Bauwirtschaft bedeuten die Anforderungen an politische Entscheidungsträger zunächst die Entlastung des gesamten Bausektors in den Bereichen der zur Abfallvermeidung führenden initiierenden verwertenden Tätigkeiten von Lohnnebenkosten und Steuern sowie auch von Zwängen des Zinsmechanismus.

Eine konsequente Bemühung um die Weiternutzung oder Umnutzung [
] bestehender Bausubstanz, die Erstellung langlebiger, flexibel nutzbarer Konstruktionen [
],  sowie die Entwicklung von demontierbaren Konstruktionen und rückbaubaren Ausbau- und Installations-Systemen sind unter dem Aspekt der Abfallvermeidung vorrangig, selbst wenn sie durch eine allgemeine Ökobilanz [
] zu ergänzen und gegebenenfalls zu korrigieren sind.

Damit diese Bemühungen aber überhaupt erfolgen können, müssen auseinanderdriftende Kompetenzen in der Bau-Herstellung einerseits und der Bau-Entsorgung andererseits zusammengeführt werden. Bislang existiert keine Produktverantwortlichkeit im Bausektor. Der Hersteller von Bauprodukten unterliegt keiner Rücknahmeverpflichtung und macht sich daher bei der Herstellung von Verbundmaterialien auch keinerlei Gedanken über die spätere Zerlegbarbarkeit der hergestellten Bauprodukte. Der Bauhandwerker baut ein, aber unterliegt bisher keiner Rückbauverpflichtung, und macht sich daher bisher auch keinerlei Gedanken über eine intelligente integrierte Ein- und Rückbautechnik. Für die koordinierende Leistung von Bauunternehmen gilt ein Gleiches. Wenn auch mit Baumaßnahmen häufig Rückbaumaßnahmen verbunden sind, so bezieht sich doch die Rückbaumaßnahme auf eine Bausubstanz, deren Herstellung im Verantwortungsbereich eines früheren Unternehmers lag. Der Architekt ist verpflichtet, im Sinne des Bauherren dem Stand der Technik entsprechend kostengünstig zu bauen, aber nicht im Sinne der späteren Eigentümer eine kostengünstige Rückbau- und Entsorgungsplanung in seine Überlegung einzubeziehen. Für den Bauherren selbst gilt bis auf Ausnahmen aus Kostengründen bisher das Gleiche. Auf der Planungsebene sind Planungshoheit und Baugenehmigungskompetenz bei den Gemeinden unabhängig von der Abbruch- und Entsorgungsverpflichtung, die bei den Kreisen und kreisfreien Städten liegt.

An diesen Punkten gilt es jeweils anzusetzen, um über eine Regelung der Produktverantwortlichkeit für die Bausubstanz zu einer ökologischen Kreislaufwirtschaft im Bereich des Bauens zu gelangen. Es ist ein Irrtum, zu glauben, daß über eine Betrachtung von Baustellenabfällen oder über Gedanken zum Baustoffrecycling hier nachhaltig positive Entwicklungen angestoßen werden können.
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